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Beschleunigung für den Klimaschutz
Sondervermögen für Berlin

(BS/Marlies Vossebrecker) Der Berliner Senat hat einen Gesetzentwurf des Finanzsenators Stefan Evers zur Errichtung 
eines Sondervermögens „Klimaschutz, Resilienz und Transformation“ beschlossen. Dabei handelt es sich um ein Er-
richtungsgesetz mit einer genau definierten Zweckbestimmung. Die Auswahl der konkreten Projekte muss sich daran 
orientieren.

Das Sondervermögen soll die drasti-
schen Folgen der Energie- und Kli-
makrise abmildern. Nicht nur in 
Bezug auf den Klimawandel, dessen 
Auswirkungen auch in Deutschland 
immer spürbarer werden, drängt 
die Zeit. Ebenso machen sich ge-
stiegene Energiepreise als Folge 
des russischen Kriegs gegen die 
Ukraine immer stärker bemerk-
bar. Finanzsenator Evers betont 
die Bedeutung des neu eingerich-
teten Sondervermögens: „Mit dem 
Sondervermögen legt der Senat eine 

Berlin schnellstmöglich unabhän-
giger von fossilen Energieträgern 
werden kann. Das ist nicht nur eine 
Frage des Klimaschutzes, sondern 
vor allem eine notwendige Reaktion 
auf den Ukraine-Krieg und seine 
energiepolitischen Folgen.“ Die 
Klimaschutzmaßnahmen müss-
ten jetzt begonnen werden, anstatt 
diese in die Zukunft zu verschie-
ben. Mit den großen Summen aus 
dem Sondervermögen sollten Maß-
nahmen zur Energieeinsparung 
und zum Ausbau klimaneutraler 

„Damit bringen wir auch die Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-

tung“, hebt Evers hervor.

Vier Maßnahmenbereiche

Das Volumen des Sondervermö-
gens soll vorerst fünf Milliarden 
Euro betragen. Es kann je nach Ko-
alitionsbeschluss nach Abschluss 
einer Evaluation im Jahr 2026 
nochmals um fünf Milliarden Euro 
erweitert werden.
Im Errichtungsgesetz zum Son-

dervermögen sind vier Maßnah-

bäudesektor, Energieerzeugung 
und -versorgung, Mobilität sowie 
Transformation der Wirtschaft vor-

bäudesektors fallen etwa die be-
schleunigte energetische Sanierung 

beschleunigte energetische Ertüch-

sätzliche Ersatz von Altgebäuden 

bäude, die erweiterte Förderung 
und Umsetzung energetischer Sa-
nierung von Baudenkmalen und 
die ergänzende Förderung CO

2
-re-

duzierender Bauweisen, zum Bei-
spiel Bauen mit Holz. Die Energie-
erzeugung und -versorgung deckt 
die erweiterte Förderung von kli-
maneutraler Energieerzeugung, ef-

von Energie ab, außerdem den 
beschleunigten Ausbau von Infra-
strukturen für die Energie- und 
Wärmewende sowie die zusätzliche 

und energetische Verwertung von 
organischen Abfällen. 
Im Feld der Mobilität geht es ne-

ben einer Verbesserung der Ange-
botsqualität und Attraktivität des 
ÖPNV um mehr Investitionen in 
Fuß- und Radverkehr sowie um den 
beschleunigten Ausbau der CO

2
-

fentlichen Dienst und um die Ent-
wicklung eines Tauschprogramms. 
So sollen Anreize zum Wechsel vom 
Auto zum ÖPNV oder dem Fahr-
rad gesetzt werden. Der Bereich 
zur Transformation der Wirtschaft 
meint etwa die beschleunigte Stei-
gerung der Nutzung von Erneuer-
baren Energien in Unternehmen, 
die beschleunigte Steigerung der 

(bezogen auf Produktionsstandorte 
und Produktionsprozesse) sowie die
zusätzliche Förderung von stra-

tegischen Transformationstechno-
logien.

Seite 15Kommunaler Haushalt

Vom Regen in die Traufe
Kommunalen Haushalten droht die Schieflage

(BS/Marlies Vossebrecker) Um die finanzielle Lage der Kommunen in Deutsch-
land ist es nicht gut bestellt. Neuen Zahlen aus einer Prognose der kommunalen 
Spitzenverbände zufolge zeichnet sich jedoch eine noch schwärzere Zukunft ab. 
Es droht eine prekäre wirtschaftliche Schieflage.

Die Prognose ist durch den Deut-
schen Städtetag (DST), den Deut-
schen Landkreistag (DLT) sowie den 

arbeitet worden und dämpft den 
Zukunftsoptimismus drastisch. Be-
reits für das laufende Jahr 2023 er-

6,4 Milliarden Euro. Im Jahr 2024 
soll es sogar rund zehn Milliarden 
Euro betragen. In den kommenden 

zwischen etwa acht und zehn Mil-
liarden Euro erwartet.

Höhere Ausgaben und 
verringerte Einnahmen

Dabei konnten die Kommunen 
noch das Haushaltsjahr 2022 mit 
einem leichten Finanzierungsüber-
schuss in Höhe von knapp zwei Mil-
liarden Euro abschließen. Bisher 
war ihnen allerdings auch noch die 

Bund und Länder sicher. Doch die-
se Hilfen sind in ihrer Entwicklung 
jetzt nicht mehr ausreichend, um 
den ebenfalls gesteigerten Ausgaben 
der Kommunen standzuhalten. Die 
erhöhte Ausgabenlast resultiert ins-

steigerten Energiepreisen und den 
Kosten bei der Flüchtlingsversor-
gung, deren künftige Finanzierung 
zudem noch immer völlig ungeklärt 
ist. Da die Auswirkungen von Kri-
sen die kommunalen Haushalte im-
mer erst mit zeitlicher Verzögerung 
treffen, wird die Überlastung dieser 
erst jetzt deutlich spürbar. Zusätz-
lich erschweren verringerte Steuer-
einnahmen die Lage merklich.
In einer gemeinsamen Stellung-

nahme betonen die Präsidenten 
der kommunalen Spitzenverbän-
de Markus Lewe (DST), Reinhard 

Sager (DLT) und Dr. Uwe Brandl 

rutschen in eine dauerhafte Schief-
lage. Kurzlebige Hilfsprogramme lö-
sen nicht das strukturelle Problem 

das Ringen um die Finanzierung 
der Versorgung und Integration von 

nachhaltigen Lösung führen. Es 
werde eine langfristige Finanzie-
rung benötigt, die sich dynamisch 
den schwankenden Flüchtlingszah-
len anpasse.

Wichtige Investitionen 
werden ausgesetzt

Die verschlechterte Haushaltslage 
zieht weitreichende Konsequenzen 
nach sich. Denn aufgrund der man-

es den Kommunen nunmehr kaum 
möglich, in geplante Projekte und 
Vorhaben zu investieren, die jedoch 
wichtig für die kommunale Ent-
wicklung wären. Dazu zählen etwa 
Maßnahmen zum Klimaschutz, zur 
Energiewende oder Investitionen 
in den ÖPNV. So können wichtige 
Transformationsprozesse nicht um-
gesetzt oder müssen wieder unter-
brochen werden. Den Kommunen 
bleibt kein anderer Weg, als Inves-
titionsprojekte zu stoppen, um die 

ein wenig zu begrenzen.
Lewe, Sager und Dr. Brandl un-

terstreichen in ihrem Lösungsvor-
schlag die drastische Situation: 
„Wir brauchen verlässliche, lang-
fristig tragfähige Antworten. Eine 
generelle Lösung, bei der nicht je-
des Jahr aufs Neue zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen gestritten 
werden muss, kann nur ein größe-
rer Anteil der Kommunen an den 

so könnten die Kommunen die Pro-

enormen bürokratischen Aufwand 
angehen.

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist eine wichtige 

gesellschaftspolitische Aufgabe. 
Ihr muss sich auch die öffentli-
che Verwaltung stellen. Die Co-
ronapandemie hat viele Familien 

Möglichen bei der Betreuung ih-
rer Kinder gebracht. Aber auch 

stellt immer mehr Familien mit 

vergleichbare Herausforderungen.
Um Familie und Beruf miteinan-

der vereinbaren zu können, spielt 
die Unterstützung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
durch den Arbeitgeber eine ent-
scheidende Rolle. Arbeitgebende 

Arbeitnehmerbindung und leich-
tere Arbeitnehmergewinnung, 
wenn sie ihre Personalpolitik fa-
milienbewusst ausrichten. Arbeit-

trauen.
Wir untersuchten deswegen die 

Themenfelder Kinderbetreuung, 

analysieren, welche Angebote aus-
gewählte Landkreise als Arbeitge-

bende ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf anbieten.
In den Bereichen Kinderbetreu-

geprüften Landkreisen ein sehr 
heterogenes Bild. Lediglich vier 
Landkreise ermittelten beispiels-
weise den Bedarf, wobei die Be-
darfsermittlungen zum Teil bereits 
Jahre zurücklagen. Drei Landkrei-
se ermittelten keinen Bedarf. Die 
Maßnahmen in diesen Bereichen 
waren insgesamt ausbaufähig. 
In dem Bereich New Work tra-

fen die Landkreise bereits zahl-
reiche Maßnahmen wie kurzfristig 

Arbeitszeiten oder Job-Sharing, 
um den Mitarbeitenden die Ver-
einbarkeit von Familie und Be-

ruf zu erleichtern. Hier gilt es, die 
Maßnahmen zu sichern und wei-
ter auszubauen.
Die öffentliche Verwaltung hat 

vielerorts die Bedeutung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
erkannt und sich in vielen Berei-
chen bereits auch auf den Weg 

konsequent weiter! 

Lesen Sie mehr zum Thema “Ver-

einbarkeit von Familie und Be-

ruf” im Kommunalbericht 2022, 

Hessischer Landtag, Drucksache 

20/9410 vom 25. November 2022, 

S. 85 ff. 

Der vollständige Bericht ist kos-

tenfrei unter rechnungshof.hessen.

de abrufbar.

„New Work“

Dr. Ulrich Keilmann 

leitet die Abteilung Überörtliche  Prü fung kommunaler 

Körper schaf ten beim Hessischen Rechnungshof in 

Darmstadt. Foto: BS/privat

Maßnahmen zur Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie

Analyse-

einheit

Berg-

straße

Fulda Gießen Oden-

wald

Schwalm-

Eder

Vogels-

berg

Waldeck-

Franken-

berg

Kinderbetreuung (max. 8 Punkte erreichbar)

Punktzahl 

Kinderbe-

treuung

3,5 4,5 4,5 1,5 0,5 2 4

(max. 8 Punkte erreichbar)

Punktzahl 4,5 7,5 8 5 3 4 4,5

New Work (max. 7 Punkte erreichbar)

Punktzahl

New 

Work

7 7 6,5 6,5 6,5 7 7

Gesamt-

punktzahl

15 19 19 13 10 13 15

Während im Bereich New Work schon viele Maßnahmen umgesetzt worden sind, 

sollte der Arbeitsplatz an vielen Stellen noch familienfreundlicher werden. 

Quelle: BS/Keilmann/eigene Erhebungen 2021, Stand: Juli 2021

Mit dem Geld aus dem neuen Sondervermögen soll unter anderem die energetische Sa-

nierung von Gebäuden in Berlin finanziert werden.  Foto: BS/fotomek, stock.adobe.com


